
Empfehlung 
an die stimmberechtigten 
Bundesrat und Parlament empfehlen den Stimmberechtigten aus den 
dargelegten Gründen. am 7 .  Dezember 1986 wie folgt zu stimmen: 

- Ja zum Mieterschutz 

- Nein zur Initia$,jve «für eine gerechte Belastung des Scb<&qq.er- 
kehrsa. 

fSSl7B bg*'m.@r~WRdsskWQf 

Volksabstimmung 
- vom 7. Dezember 1986 

Abstimmungserläute~en des Bundemtes 



Erste Vorlage: Mieterschui~ 

Ausgangslage 

Für die meisten Menschen hat die Wohnung eine ganz besondere Bedeutung. Sie 
ist das Zentrum des Familienlebens, in ihr werden Freunde und Bekannte emp- 
fangen, und von ihr aus geht man zur Arbeit oder zur Schule. Ein Wohnungs- 
wechsel wird deshalb in der Regel als etwas sehr Einschneidendes empfunden. 
Mit Geschäftsräumen verhält es sich ähnlich; die Pflege der Geschäftsbeziehun- 
gen setzt eine gewisse Stabilität voraus. 

Missbräuchliche Mietzinse oder Kllndigungen kdnnen oft schwerwiegende Kon- 
seauenzen haben und sollen deshalb bekäm~ft  werden. Einen ersten Schritt dazu 
machten Bundesrat und Parlament, als sie 1972 den Bundesbeschluss über 
Massnahmen gegen Missbräuche im Mierwesen erliessen. 

Diese Massnahmen gelten allerdings nur in den Gemeinden, in denen Wohnungs- 
not oder Mangel an Geschäftsräumen herrscht. Zudem gibt es in der Schweiz 
noch keinen wirksamen Schutz vor missbräuchlichen Kündigungen des Mietver- 
trags. Der Mieter kann nur eine Verlängerung des Mietverhähnisses verlangen, 
nicht aber eine missbräuchliche Kündigung anfechten. 

Deshalb leitete der Bundesrat schon 1977 eine Änderung des Mietrechts ein. Die 
Revisionsarbeiten waren in vollem Gange, als die Schweizerische Mietewereini- 
gung 1982 die Volksinitiative «für Mieterschutzn einreichte. Sie verlangte den 
Schutz der Mieter vor unanaemessenen Mietzinsen und unaerechtfertioten Kün- 
digungen. Der Bundesrat setzte die Revisionsarbeiten fort G d  unterbrGtete dem 
Parlament einen Vorschlag, der die Anliegen der lnitianten im wesentlichen 
berücksichtigt. 

Die Initianten zogen ihr Volksbegehren in der Folge zurück, so dass a m  
7. Dezember nur noch über den Gegenvorschlag von Bundesrat und Parla- 
ment abzustimmen ist. 
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Abstimmungstext 
(Gegenentwurf der Bundesversammlung) 

Aus dem Bundesbeschiuss 

1 vom 21. März 1986 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

An 34SWIte3 

I I>cr Bund ist befugi, Vorichrinen gegen Missbräuche im .Wetuesen erlassen. Er regelt den 
Sehuizder Mieter vor mirsbrauchlichcn Mietzinsen undanderen missbrä~clilichen hrderungen 
der Vermieter. die Anfcchtbarkeit missbräuchl~cher Künd~gunzcn sowie die hefnstete Entrek- 
kung von Mietverhältnissen. 

lDer  Bund ist befugt, zur Fördemng gemeinsamer Regelungen und m Verhuidemng von 
Missbducben auf dem Gebiete des Miet- und Wohnungswesens Vorschriften aufzustellen über 
die AUgemeinverbindlicherklrimg von Rahmenmietvertragenwrdvon sonsugengemeinsamen 
Vorkehren von Vermieter- und Mieterverbanden oder Organisationen, die ahnliche Interessen 
wahrnehmen. Artikel 34w' Absaiz 2 der Bundesverfassung ist sinngemass anwendbar 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, den Gegenentwurf anzunehmen. 

(Bei diesem Text handelt e s  sich um den Gegenentwuri von Bundesrat und Parlament zur 
Volksinitiative ufUr MieterschuRn. die zugunsten der oblgen Bestimmungen zurockgezo n T worden 1st Absatz 2 entspricht w6rtlich dem bisherigen AbsaR 1 von Artikel 34EW- 

Was bringt der neue Verfassungsartikel? 

Der vorgeschlagene neue Artikel 34=-pa*sder Bundesverfassung ermöglicht 
es. den Schutz vor missbräuchlichen Mietzinsen auf die aanze Schweiz ~ ~~ - .~... 
auszudehnen und die Mieter vor missbräuchlichen Kündigungen zu schüt- 
zen. 

Schutz in der ganzen Schweiz 
Nach heutigem Recht sind die Massnahmen zum Schutz der Mieter vor Missbräu- 
chen nur in Gemeinden anwendbar, in denen Wohnungsnot oder Mangel an 
Geschäftsräumen besteht. 

Der neue Verfassungsartikel verzichtet auf diese einschränkende Bedingung, 
denn auch in Gemeinden ohne Wohnunssnot und ohne Manael an Geschäftsräu- 
men können Missbräuche vorkommen. Missbräuche sind aber überall dort zu 
bekämpfen, wo  sie auftreten. 

Schutz vor missbräuchlichen Kündigungen 
Es gehört zu den Hauptzielen der Verfassungsänderung, den Mieter vor rniss- 
bräuchlichen Kündigungen zu Schutzen und zu regeln, wie diese Kündigungen 
angefochten werden können. 

Alle Missbräuche bekämpfen 
Der neue Artikel schafft die Grundlage für Schutzrnassnahmen gegen alle Miss- 
bräuche. So könnten in Zukunft auch allfälliqe Missbräuche der Mieter bekäm~ft  - 
werden. 

P 

f 5 
Die Beratungen im Parlament 
Die grosse Mehrheit des Parlaments befürwortete einen verstärkten Mie- 
terschutz und unterstützte den Vorschlag des Bundesrates. Eine Minderheit 
lehnte diese Lösung ab, weil sie fand, dte Volksinitiative berücksichtige die 
Anliegen der Mieter besser. Die Initiative ist jedoch inzwischen zurückge- 
zogen worden. Einige Parlamentarier äusserten sich skeptisch zu jeder 
Änderung, da sie befürchteten, der Grundsatz der freien Gestaltung des 
Mietverhältnisses könnte eingeschränkt werden. 

J 



1 Aufträge an den Gesetzgeber 

Wenn Volk und Stände den neuen Verfassungsartikel annehmen, wird der Bund 
die folgenden Bereiche gesetzlich regeln mUssen: 

1 Schutz vor missbräuchlichen Mietzinsen 

Der Mieter soll in der ganzen Schweiz vor missbräuchlichen Fordewngen des 
Vermieters geschützt werden. 

Der Bundesrat hat dem Parlament vorgeschlagen. den bestehenden Bundesbe- 
schlbss Ober Massnahmen gegen Missbrauche im Mietwesen in ein Bundesgesetz 
umzuwandeln. das ,m Unterschied zur heutigen Regelung dauerhaft soin wird 

Schutz vor missbräuchlichen Kündigungen 

I Der Mieter hat heute keine Möglichkeit, eine Kllndigung aufheben zu lassen, ' selbstwenn sie missbräuchlich ist. Er kann nurverlangen, dass das Mietverhältnis 

1 verlängert wird. Damit kannen jedoch nicht alle Missbräuche vermieden 

I 
werden. 

1 Nach Annahme des Verfassunasartikels soll daher das Obliaationenrecht aeänden 
werden. Der Bundesrat hat deni Parlament vorgeschlagen,-dass eine mis<brauch- 
Iiche Kiindigung auf Verlangen des Mieters annulliert werden kann. 
Missbräuchlich;st aemäss Vorschlaa des Bundesrates eine Kundiauna. die aeaen - - 
den Grundsatz von'jreu und ~lauben verstösst. Dies trifit insbesondere zu,%enn 
die Kündigung 
- willkorlich oder schikanös ist, 
- ausgesprochen wird, weil der Mieter nach Treu und Glauben Anspmche aus 

dem Mietverhältnis geltend macht, 
- zum Ziel hat. eine Vertraasanderuna zu Lasten des Mieters durchzusetzen. 
- wBhrend eines mit dem-~ietverhiiinis zusammenhangenden Schl.chtungs- 

oder Gerichtsverfahrens ausgesprochen wird, das der Mieter nach Treu und 
Glauben eingeleitet hat, 

- vor Ablauf von drei Jahren nach Abschluss eines solchen Verfahrens er- 
folgt. 

Ein Mieter kann eine Kondigung nach dem Vorschlag des Bundesrates innen 30Ta- 
gen nach Empfang anfechten. Wird sie als missbräuchlich beurteilt, so soll sle 
annulliert werden. 

Erstreckung von Mietverhältnissen 

Schon heute kann der Mieter verlangen, dass das Mietverhältnis verlängert wird, 
wenn die Kündigung für ihn oder seine Familie mit einer besonderen Härte ver- 
bunden ist. Dieses Recht wird nun im Sinne einer Verdeutlichung und Vereinheit- 
lichung im neuen Artikel 34sePtles noch ausdrücklich erwähnt. 

Der Bundesrat hat dem Parlament vorgeschlagen, die Bestimmungen im Obligatio- 
nenrecht entsprechend auszubauen: 
- Wenn ein Vermieter eine Wohnung ftir sich selbst oder for seine Angehbrigen 

braucht. soll dies allein nicht mehr aenüaen. um die Veriänaemna eines Miet- 
verhältnisses zii verhindern. In .ed;m F%ll solen sowohl i i e  lnreressen des 
Vermieters als auch jene des Mieters 0eriicks:chtigt werden. 
Ferner soll die Höchstdauer der Erstreckung f0r Wohnungen auf vier (heute 
drei) und für Geschaftsraume auf sechs (heute fünf) Jahre verlängert wer- 
den. 

Der Bundesrat und die Mehrheit des Parlaments ern~fehlen den Stimmbe- 
rechtigten, den neuen Verfassungsartikel34se~tie~anzunehmen. Sie halten 
eine Verstärkung des Mieterschutzes für notwendig. 



Zweite Vorlage: Initiative betreffend 1 Schwerverkehrsabgabe 

I Ausgangslage 

Jeder Verkehrsträger soll grundsätzlich für die von ihm verursachten Kosten 
aufkommen. Dieses wichtige Postulat soll mit der geplanten «koordinierten Ver- 
kehrspolitik~ verwirklicht werden. 

Ein Schritt in diese Richtung ist die Schwerverkehrsabgabe, die 1984 von Volk 
und Ständen mit klarer Mehrheit gutgeheissen worden ist. Die geltende Schwer- 
verkehrsabgabe wird pauschal pro Fahrzeug erhoben. Dieses System konnte 
rasch und einfach verwirklicht werden. Es gilt für eine zehnjährige Übergangszeit. 
Die vom Schwerverkehr verursachten Kosten werden damit noch nicht gedeckt 
(siehe Seite 14). 

Die geplante koordinierte Verkehrspolitik soll eine zweckmässigere Verkehrsfi- 
nanzierung ermöglichen. Der Bundesrat hat dem Parlament bereits eine Verfas- 
sungsbestimmung vorgeschlagen, wonach jeder Verkehrsträger die von ihm 
verursachten Kosten tragen soll. Die entsprechenden Abgaben sollen nach Fahr- 
zeugart und Fahrleistung abgestuft erhoben und zweckgebunden verwendet / werden (siehe Seite 15). 

1 Das Ziel einer kostendeckenden Abgabe verfolgt auch die Volksinitiative afur 
eine gerechte Belastung des Schwe~erkehrsn. Sie wurde 1982 vom Verkehrs- 

) Club der Schweiz und von weiteren Organisationen mit 105 352 gültigen Unter- 
i schriften eingereicht. 

I Die wichtigsten Folgen der Initiative wären: 
Sie würde eine Verfassungsgrundlage für eine leistungsabhangige schwerver- [ kehrsabgabe schaffen. die aber nicht auf die koordinierte Verkehrspolitik abge- 
stimmt wäre. 
Die jetzigen Pauschalansätze müssten auf Anfang 1988 stark erhoht und 
danach bis zur Einführung der definitiven Lösung jedes Jahr um 10 Prozent 
heraufgesetzt werden, bis maximal 20 000 Franken. 

, Der Ertrag fiele während der Ubergangsregelung zu 30 Prozent dem Bund und 
zu 70  Prozent den Kantonen zu. 

Obwohl sich der Bundesrat für eine leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe 
einsetzt, lehnt er die lnitiative ab. Im jetzigen Zeitpunkt schafft sie Unsicherheit. 
Eine oauschale Abaabe ist erst seit wenicier als zwei Jahren in Kraft und eine nach 
den ~ahrleistun~efi  abgestufte Lösung Steht im Rahmen der koordinierten Ver- 
kehrspolitik zur Diskussion. Die Ubergangsbestimmungen der lnitiative sind 
unverhältnismässig und wurden unsere Beziehungen zum Ausland erneut 
belast -- 



Abstimmungstext Begründung des Initiativkomitees: 

Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative 
«für eine gerechte Belastung des Schwerverkehrs 
(Schwerverkehrsabgabe) » 

vom 20. Juni 1986 

1 Die Volksinitiative vom 28. Oktober 1982 «&eine gerechte Belastung des Scbmiverkehrs 
(Schwerverkehrsabgabe)~ wird Volk und Ständen m Abstimmung unterbreitet. 
2 Die Volksinitiative lautet: 

Die Bundesverfassung wird wie folgt erginzt: 

Art. 36piPr 
1 Der Bund erhebt auf dem Schwerverkehr mit Motorfahrzeugen eine leistungsahhangige Ahga- 
be, hex bemisst sich nach den vom Schwerverkehr vernachten, aber nicht gedeckten Kosten, 
namentlich Kosten für Strassenunterhalt Larmschutvnassnahmen und Behebune von Gebäu- 
deschäden. 

- 
2 DBS Gesetz bestimmt Voraussetzung und Höhe der kantonalen Anteile am Reinertrag. 

Obergangsbestimmungen Art. 16 
Bis zum Inkrafttreten der Ausiiihrungsgesetzgehung zu Artikel 36QW'Crwird die Schwerverkehn- 
abgabe durch Verordnung des Bundesrates geregelt Dabei gelten folgende Gnmdsätze: 

a. Bei inländischen Fahrzeugen wird die Schwerverkehrsabgabe als lahrespauschale, bei aus- 
ländischen als lahrespauschale oder als Pauschale je Grenzübertritt erhoben. 

h. Ahgabepffichtig sind unter Vorbehalt von Buchstabe C Lastwagen, Sattelschlepper und 
Geselischaftswagen mit einem Gesamtgewicht von über 3,5 t sowie Anhänger mit einer 
Nutzlast von über 2,5 t. 

C. Von der Ahgabepüicht F6eit sind: 
- Fahrzeuge der öffentlichen Dienste, 
- Autobusse des öffentlichen Linienverkehrs, 
- Schulbusse, 
- Arbeitsmaschinen im Dienste der Land- und Forstwirtschaft 

d Die Ahgabepüicht beginnt mit dem zweiten Kalende jahr nach Annahme des Verfassungs- 
artikels. Die Jahrespauschale beträgt, ahgestufi nach Fahneugarten und Gesamtgewicht, 
aufanglich zwischen 500 und 10 000 Franken. In den folgenden Jahren erhöht sich die 
Abgabe um je einen Zehntel bis maximal auf den doppelten Ansatz. 

e. Der Reinertrag der Abgaben fällt zu 30 Prozent dem Bund undzu 70 Prozent den Kantonen 
zu. Für die Verteilung unter die Kantone sind die nicht gedeckten Kosten im Sinne von 
Artikel 36P"zu berücksichtigen. Dazu hört der Bundesrat die Kantone an. 

m.2 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initrative zu vewerfen. 

Die lnitianten fuhren zugunsten ihres Volksbegehrens folgende Argumente an: 
n Mängel der heute erhobenen Schwerverkehrsabgabe (SVA) gegenüber der 
SVA-Initiative - . . . . - - - - 

1. Die heutige SVA bringt zuwenig ein (Jahresertrag 7985: I I 1 Mio. Franken, 
gegenüber dem geschätzten Ertrag der leistungsabhängigen SVA gemäss 
Initiative von ca. 350 Mio. Fr.) und bietet daher zuwenig Anreiz für die Umla- 
gerung auf die Schiene. 

2. Die heutige SVA wirdpauschal erhoben, was ungerecht ist, dre n Vielfahrer) 
gegenüber den n Wenigfahrern) begünstigt undzu häufigen und langen Fahr- 
ten animiert. Die SVA-Initiative sieht dagegen - in Ubereinstimmung mit den 
Absichten des Bundesrates!- eine leistungsabhängige (krlometerabhangige) 
SVA vor, welche dieser Ungerechtigkeit entgegenwirkt und vermutlich auch 
im Ausland auf mehr Verständnis stossen wird. 

3. Zeitliche Befristung der heutigen SVA auf 10 Jahre. 
Kostendeckung 
Kostenunterdeckung des Strassenverkehrs: 
- Mind 400 Mio. Fr. nach einer Studie der lnitianten 
- schätzungsweise in Milliardenhöhe, wenn die sog. externen Kosten (Fol- 

aekosten von Umweltbelastung und Unfällen) miteinbezogen werden. - 
Verlagerung von der Strasse auf die Schiene 
Der Lastwaaenverkehr ist in bezug auf Luftverschmutzung und Energiever- 
schleiss umein Vielfaches umwe!tf~indlicher als der Bahnverkehr (z.6. M aller 
Stickoxidemissionen des Verkehrs sind den Lastwagen anzurechnen; 1 Hucke- 
oackzua mit 2 1 Lastwaaen soart auf der Strecke Basel-Chlasso 3000 1 Diesel- 
'treibst& Folglich ist ehe ~ r b l a ~ e r u n ~  der Gütertransporte von der Strasse auf 
die Schiene wünschenswert. Die SVA-Initiative begünstigt dieses Vorhaben vor 
allem für den Gilterffverkehr, da sie leistungsabhängig (krlometerabhängig) 1st. 
(Für die G~terfeinverteilung über kürzere Distanzen ist der Einsatz von Lastwagen 
weiterhm sinnvoll.) 
Technische MachbarkeLt der leistungsabh@~gigen SVA .. 
Gemäss einer Fachstudie der lnitianten bestehen heute Möglichkeiten, dank fort- 
geschrittener Fahrtenschre~bertechnik und ausländischen Erfahrungen eine lei- 
stunasabhänaioe SVA bei in- und ausländischen Fahrzeugen ohne grössere Pro- 
bleme zu erhiben. 

- 

Arbeitsplätze 
Einem längerfristig abnehmenden Personalbestand steht eine ebensolche Zunah- 
me auf dem Bahnsektorgegenüber. Insofern ist die SVA-Initiative kein ((Arbeits- 

Verhältnis zur KVP 
Auch die Verfassungsartikel über eine koordinierte Verkehrspolitik (KVP) sehen 
leistunasabhänaiae Strassenverkehrsabaaben vor, müssen aber noch die Volks- 
absti&ung päszieren und sind dort wegen der heftigen Opposition der Auto- 
verbände gefährdet. Eine Annahme der SVA-lnlriative sichert die leistungsabhän- 
-ige SVA 2"-h im Fall- -;"-C Scheiterns der KI'p u 



Stellungnahme des Bundesrates 

Auch der Bundesrat ist  der Meinung, dass der Schwerverkehr eine lei- 
stungsabhängige Abgabe entrichten muss, weil er die von ihm verursach- 
ten Kosten nicht voll deckt. Die lnitiative kommt aber zu einem unaeleae- ., " 
nen Zeitpunkt und sieht unverhältnismässige Übergangsbestimmungen 
vor. Der Bundesrat lehnt sie insbesondere aus den folgenden Gründen 
ab: 

Volksentscheid nicht schon wieder umstossen 
Die geltende Schwerverkehrsabgabe ist erst seit knapp zwei Jahren in Kraft und 
gilt noch längstens für acht Jahre. Der klare Volksentscheid zugunsten dieser 
Abgabe soll nicht schon wieder umgestossen werden. Die noch bevorstehende 
Geltungsdauer der heutigen Ubergangsregelung soll genutzt werden, um mit der 
koordinierten Verkehrspolitik ein zweckmässiges, definitives Abgabesystem fur 
die Zukunft zu schaffen. Die Annahme der lnitiative wurde diese Kontinuität 
brechen und damit zu Unsicherheit führen. 

Die Initiative ist einseitig 
Die lnitiative bezieht sich nur auf den Schwerverkehr und sieht zudem nicht vor, 
dass die Abgaben zweckgebunden verwendet werden. Mit der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen koordinierten Verkehrspolitik ist dagegen eine Verfassungsre- 
vision in Vorbereitung, die es den Stimmberechtigten erlauben wird, allgemein 
über kostendeckende, leistungsabhängige und zweckgebundene Strassenabga- 
ben zu entscheiden. 

Unverhältnismässige Übergangsbestimmungen 
Nach den Übergangsbestimmungen der lnitiative würden die geltenden pauscha- 
len Abaabesätze (500 bis 3000 Franken ie nach Fahrzeuatvo) auf Anfanq 1988 - .. . 
bis umgut das ~reifache erhöht und später jährlich um 10 Prozent heraufgesetzt 
(bis maximal 20 000 Franken für die schwersten Fahrzeuge). Für eine Abgabe, die 
oauschal ist und nicht die tatsachliche Fahrleistuna berücksichtiat. erscheint dies 
als unverhältnismassig. Viele Klein- und ~ittelbeiriebe - vor alrem jene in Berg- 
und Randregionen- würden hart getroffen. Eine solche Erhöhung der Pauschalen 
kann weder mit der geltenden Strassenrechnung noch mit den sozialen Kosten 
des Strassenverkehrs, die heute noch nicht zuverlässig geschätzt werden kön- 
nen, begründet werden. 

Zuwenig Flexibilität 
Die Übergangsbestimmungen der lnitiative lassen sich in verschiedenen Punkten 
nicht an die Bedürfnisse der Praxis anpassen, so dass Härtefälle entstehen wür- 
den. So könnte die Jahrespauschale für inländische Fahrzeuge bei zeitlich 
beschränktem Einsatz nicht ermassigt werden. Ferner müsste nach der lnitiative 
eine Schwerverkehrsabaabefür bestimmte Fahrzeuaeerhoben werden. die heute ~ . ~ - ~  ~ ~ 

zu Recht davon befreit Gnd, wie z.B. ~ rbe i tsmaschen im Dienste d& Bauwirt- 
Schaft oder Wohnanhänger von Schaustellern und Zirkussen. 

Schwierigkeiten mit dem Ausland 
Die geltende Schwe~erkehrsabgabe hat im Verhältnis zum Ausland zu Schwie- 
rigkeiten gefllhrt. Durch Verhandlungen konnten aber zum guten Teil befriedigen- 
de Lösungen gefunden werden, so dass vitale Interessen unseres Lastwagenge- 
werbes gewahrt blieben. Die lnitiative würde das Verhältnis zum Ausland erneut 
belasten. Für das im internationalen Verkehr tätige schweizerische Lastwagen- 
gewerbe könnte dies unübersehbare Folgen haben. 

Ungerechtfertigte Verteilung der Etträge 
Nach den Übergangsbestimmungen fiele der Reinertrag zu 30 Prozent dem Bund 
und zu 70 Prozent den Kantonen zu, während heute die gesamten Einnahmen der 
Schwewerkehrsabgabe in die Bundeskasse fliessen. ~ i e  Kantone erhalten aber 
seit der Neuveneiluna der Treibstoffzollerträae für ihre Strassenausaaben we- . ~ - ~  ~ ~~ 

sentlich mehr als früher, so dass zusätzlichehittel im Sinne der lnitiitive nicht 
gerechtfertigt erscheinen. 

Bundesrat und Parlament empfehlen daher, die Volksinitiative «für eine 
gerechte Belastung des Schwewerkehrsn abzulehnen. 



Dokumentation 

Die geltende Schwerverkehrsabgabe , 1 

Die Schwerverkehrsabgabe wird erhoben, weil der Schwerverkehr einen 
Teil der von ihm verursachten Kosten nicht deckt. Nach neuesten verfüg- 
baren Zahlen beläuft sich die Unterdeckung auf etwa 200 Mio. Franken, 
wobei die sozialen Kosten und Nutzen noch nicht berücksichtigt sind. Mit 
der Schwerverkehrsabgabe wird dieser Betrag zwar beträchtlich vermin- 
dert (1985 um 11 1 Mio.). Es wird aber weiterhin ein Fehlbetrag bleiben; 
im laufenden Jahr dürfte dieser etwas weniger als 100 Mio. Franken aus- 
machen. 

Wie wird die Schwewerkehrsabgabe erhoben? 
- Die Abgabepflicht besteht für in- und ausländische Motorfahrzeuge und 

Anhanger mit einem Gesamtgewicht von je über 3,5 Tonnen. 
- Die Abgabesätze var~ieren je nach Gewicht des Fahrzeuges zwischen 

500 und 3000 Franken jährlich. 
- Wenn ein Fahrzeug weniger als ein Jahr im Verkehr steht oder unser 

Strassennetz nur zeitweise (z.0. ausländische Fahrzeuge) benützt, ver- 
ringert sich der Abgabebetrag entsprechend. 

- Die Abgabe wird pauschal erhoben. Sie berücksichtigt grundsätzlich 
nicht, wie viele Kilometer ein Fahrzeug tarsächlich zurücklegt. Dieses 
Abgabesystem wurde gewählt, weil es sich rasch und einfach verwirk- 
lichen liess. Fur Fahrzeuge, welche die Strassen erwiesenermassen 
wenig benützen (2.B. landwirtschaftliche Fahrzeuge), bestehen Ausnah- 
meregelungen. 

Wie wird der Ertrag der Schwewerkehrsabgabe 
verwendet? 
Die geltende Schwerverkehrsabgabe kennt keine Zweckbindung. Ihre Er- 
träge fliessen in die allgemeine Bundeskasse. Die Kantone erhalten eine 
Entschädigung für den Erhebungsaufwand. 

Dokumentation 

$ie Schwerverkehrsabgabe im Rahmen 
i der koordinierten Verkehrspolitik 

Die Schwewerkehrsabgabe. die wir heute kennen, soll nach dem Willen von 
I Bundesrat und Parlament im Rahmen der koordinierten Verkehrspolitik , 

wesentlich anders aussehen. Es sind namentlich folgende Änderungen , 
geplant: ! 

Volle Kostendeckung ' 1 1  
1 Der Schwerverkehr soll nicht nur seine Strassenkosten decken, sondern 

8 auch Kosten, die er der Allgemeinheit zum Beispiel durch Lärm oder Abgase 
verursacht. Dabei muss aber auch der allgemeine Nutzen des Schwerver- 
kehrs, beispielsweise bei der Güterfeinverteilung, berücksichtigt werden. 
Für diese Kosten-Nutzen-Rechnung brauchen wir solide Grundlagen und 
Methoden, die sich auf einen breiten politischen Konsens abstützen. Diese 
Grundlagen und Methoden werden gegenwärtig erarbeitet. 

Leistungsabhängigkeit 
Die Abgabe soll aufgrund der tatsächlichen Fahrleistung berechnet werden; 
Pauschalen sollen nur noch ausnahmsweise erhoben werden. Dadurch kön- 
nen Wettbewerbsverzerrungen abgebaut werden. 

Zweckbindung 
I 

I 
Der Ertrag der Abgabe soll zum Ausgleich der vom Schwerverkehr verur-, , 
sachten ungedeckten Kosten verwendet werden. 

Dauerlösung - 
8 

! Die neue Schwerverkehrsabgabe soll dauerhaft in der Verfassung verankert, ' ' 
! werden und als Teil der Strassenabgaben mit dem gesamten Konzept der ; 

8 8 

koordinierten Verkehrspolitik im Einklang stehen. 

Mitsprache des Volkes 
Die koordinierte Verkehrspolitik sieht vor, dass Strassenabgaben nur a u  

, dem Wege der Gesetzgebung eingeführt werden können. Ein entsprechen- 
, 

' des Gesetz würde dem fakultativen Referendum unterliegen, womit 50 000 1 
1 Stimmbürger oder acht Kantoneverlangen können, dass eine neue Schwer- 

verkehrsabgabe dem Volk zur Abstimmung vorgelegt wird. 
-- - - J - ~ P - -  

- -  - - -~ 

Wie lange gilt die Schwewerkehrsabgabe? 

-P P ~ - 
-- P - 

. PP 
P - - - - ~ 

- -- - 
L -- -- -P -- P - - - - -  ~ ~ 

1 4  15 
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